Landtag von Baden-Wiirttemberg Drucksache 17 / 4258
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Geinderte Fassung

Antrag
der Fraktion der SPD

und

Stellungnahme

des Ministeriums fiir Kultus, Jugend und Sport

Lernmittelfreiheit an den Schulen in Baden-Wiirttemberg

Antrag

Der Landtag wolle beschlieBen,

die Landesregierung zu ersuchen

zu berichten,

1. welche Unterrichtsmaterialen sie derzeit als notwendige Lernmittel ansieht, die

nach § 94 des Schulgesetzes fiir Baden-Wiirttemberg (SchG) den Schiilerinnen
und Schiilern von den Schultrigern leihweise zu iiberlassen sind;

2. wie hoch die vom Land Baden-Wiirttemberg an die Schultriger ausgezahlte
pauschale Zuweisung je Schiilerin bzw. Schiiler seit dem Schuljahr 2018/2019
bis heute war bzw. ist (bitte aufgeschliisselt nach Schuljahr und Schulart);

3. ob den Schulen in Baden-Wiirttemberg derzeit ein verbindliches Lernmittelver-
zeichnis zur Verfligung steht;

4. an welchen Regelungen sich Lehrkréfte derzeit bei der Auslegung zu Regelun-

gen der notwendigen und somit vom Schultrdger zu finanzierenden Lernmittel
orientieren konnen;

5. ob und wenn ja wann neue Regelungen zur Lernmittelfreiheit geplant sind,

6. wann ein aktualisiertes Lernmittelverzeichnis veroffentlicht wird und welche
Anderungen darin zu erwarten sind;

7. welche Moglichkeiten Eltern haben, wenn sie {iberpriifen mochten, welche
Lernmittel in die Lernmittelfreiheit fallen und somit als notwendige Lernmittel
anerkannt werden;
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8. inwiefern sie digitale Lernmittel, wie beispielsweise Laptops, als fiir den
Unterricht notwendige Unterrichtsmaterialien ansieht, insbesondere unter Be-
achtung, dass das Gebot der Landesverfassung, dass Lernmittel unentgeltlich
sind, nicht nur Schulbiicher, sondern alle Lernmittel umfasst;

9. inwiefern digitale Lernmittel bereits als notwendige Lernmittel anerkannt
werden und welche Auswirkungen dies auf die Schultrdger und deren finan-
zielle Ausgaben hat;

10. wie die Lernmittelfreiheit in Bezug auf digitale Endgeréte nach ihrer Kenntnis
in anderen Bundeslidndern geregelt wird;

11. wie sie die Schultrdger bei der Finanzierung der Anschaffung und Wartung di-
gitaler Lernmittel unterstiitzt bzw. ob hier neue Regelungen zur Finanzierung
in Planung sind;

12. wie sie mit Bezug auf Lernmittel Gegenstinde geringen Werts definiert;

13. welche Unterstiitzungsmoglichkeiten finanzieller Art Eltern bzw. Schiilerinnen
und Schiilern zur Verfiigung stehen, die sich Lernmittel, wie beispielsweise
Hefte oder Biicher sowie auch Stifte, aufgrund mangelnder finanzieller Mog-
lichkeiten nicht leisten kdnnen.

24.2.2022

Stoch, Binder, Dr. Fulst-Blei

und Fraktion

Begriindung

Die Lernmittelfreiheit hat in Baden-Wiirttemberg Verfassungsrang. Geregelt wird
unter anderem, dass der Schultrdger den Schiilerinnen und Schiilern alle notwen-
digen Lernmittel mit Ausnahme von Gegenstinden geringen Werts leihweise iiber-
lassen muss. Dadurch werden Familien entlastet und dem Anspruch an Bildungs-
gerechtigkeit Rechnung getragen,

Mit den Entwicklungen der vergangenen Jahre haben sich die Anforderungen an
die Lernmittelfreiheit jedoch gedndert. Dieser Antrag soll erfragen, wie sich die
aktuellen Regelungen darstellen, welche verbindlichen Regelwerke fiir Lehrkréfte
und Eltern zur Verfiigung stehen und wie digitale Lernmittel in die Lernmittelfrei-
heit aufgenommen werden.
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Stellungnahme

Mit Schreiben vom 21. Mirz 2023 Nr. KMZ-0141.5-1/20/1 nimmt das Ministerium
fiir Kultus, Jugend und Sport im Einvernehmen mit dem Ministerium fiir Wirt-
schaft, Arbeit und Tourismus, dem Ministerium fiir Soziales, Gesundheit und Inte-
gration sowie mit dem Ministerium fiir Finanzen zu dem Antrag wie folgt Stel-
lung:

Der Landtag wolle beschliefsen,
die Landesregierung zu ersuchen

zu berichten,

1. welche Unterrichtsmaterialen sie derzeit als notwendige Lernmittel ansieht, die
nach § 94 des Schulgesetzes fiir Baden-Wiirttemberg (SchG) den Schiilerinnen
und Schiilern von den Schultrdgern leihweise zu iiberlassen sind;

3. ob den Schulen in Baden-Wiirttemberg derzeit ein verbindliches Lernmittelver-
zeichnis zur Verfiigung steht;

4. an welchen Regelungen sich Lehrkrdfte derzeit bei der Auslegung zu Regelun-
gen der notwendigen und somit vom Schultrdger zu finanzierenden Lernmittel
orientieren konnen,

5. ob und wenn ja wann neue Regelungen zur Lernmittelfreiheit geplant sind;

6. wann ein aktualisiertes Lernmittelverzeichnis verdffentlicht wird und welche
Anderungen darin zu erwarten sind;

Die Fragen 1 und 3 bis 6 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam
beantwortet.

Nach § 94 Schulgesetz (SchG) werden die notwendigen Lernmittel an den 6ffent-
lichen Schulen vom Schultrdger zur Verfiigung gestellt. Notwendige Lernmittel
sind gemdB § 1 Absatz 3 Lernmittelverordnung in der Fassung vom 19. April
2016 (LMVO) solche Lernmittel, die ,,zur Erreichung der Bildungs- und Erzie-
hungsziele des fiir den jeweiligen Bildungsgang geltenden Bildungs- oder Lehr-
plans sowie des Schulcurriculums erforderlich sind“. Hiervon zu unterscheiden
sind Ausstattungsgegenstdnde der Schiilerinnen und Schiiler sowie Gegenstinde,
die zur Einrichtung der Schulen gehdren. Welche Lernmittel konkret verwendet
werden, bestimmt die jeweilige Fachkonferenz bzw. die Schulleitung vor Ort nach
Anhorung der Fachlehrerinnen und Fachlehrer (§ 1 Absatz 4 LMVO).

Die LMVO wurde 2016 neu erlassen, um bei immer wieder notwendigen Ande-
rungen beziiglich der Lernmittel flexibel reagieren zu kénnen, ohne dass ein auf-
wandiges Verfahren zur Anderung von Rechtsvorschriften notwendig ist. Diese
Vorgehensweise hat sich in der Praxis bewidhrt. AuBlerdem ist in der LMVO fest-
gehalten, dass die zum stindigen Gebrauch notwendigen Lernmittel in der Regel
mindestens fiinf Jahre zu verwenden sind.

In Ergédnzung zur LMVO hat das Zentrum fiir Schulqualitidt und Lehrerbildung
Baden-Wiirttemberg (ZSL) fiir die allgemeinbildenden Schulen jeweils ein Ver-
zeichnis von Lernmitteln herausgegeben. Die vom ZSL herausgegebenen Lern-
mittelverzeichnisse sind nicht unmittelbar Teil der Lernmittelverordnung und in-
sofern im Wortlaut rechtlich nicht verbindlich. Inhaltlich bilden sie ab, welche
Lernmittel aus padagogischer Sicht als notwendig angesehen werden konnen.

Néhere Begriffsbestimmungen ergeben sich ergéinzend aus den allgemeinen Hin-
weisen und Erlduterungen des ZSL.

Seitens des Kultusministeriums sind derzeit keine Anderungen im Lernmittelver-
zeichnis geplant. Sofern Anderungen notwendig sind, erfolgen diese durch das ZSL.
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2. wie hoch die vom Land Baden-Wiirttemberg an die Schultriger ausgezahlte
pauschale Zuweisung je Schiilerin bzw. Schiiler seit dem Schuljahr 2018/2019
bis heute war bzw. ist (bitte aufgeschliisselt nach Schuljahr und Schulart);

Die Trager der 6ffentlichen Schulen erhalten im Rahmen des kommunalen Finanz-
ausgleichs (§ 17 FAG) fiir jede Schiilerin und fiir jeden Schiiler als angemessenen
Kostenausgleich einen (kalender)jéhrlichen pauschalen Sachkostenbeitrag. Dies
gilt nicht fiir Schiilerinnen und Schiiler, die eine Grundschule oder Fachschule
besuchen, und auch nicht fiir Schiilerinnen und Schiiler, die eine Pflegeschule be-
suchen, wenn die Ausbildung der Schiilerinnen und Schiiler nach dem Pflegeberu-
fegesetz finanziert wird.

Der Sachkostenbeitrag beriicksichtigt die den Schultrdgern landesdurchschnittlich
insgesamt entstehenden Kosten je Schiilerin bzw. Schiiler. In den Schulkosten
bzw. im Sachkostenbeitrag sind sdmtliche Schulkosten enthalten, also auch die
Kosten fiir Lernmittel.

Die Sachkostenbeitrdge je Schiilerin bzw. Schiiler der allgemeinbildenden und
beruflichen Schulen sowie der sonderpddagogischen Bildungs- und Beratungs-
zentren seit dem Jahr 2018, sind in den nachfolgenden Tabellen getrennt nach
Schularten aufgestellt:

Jahr Haupt- Realschulen Gemeinschafts- Gymnasien/ berufliche berufliche

schulen/ schulen KI. 11-13 der Teilzeitschulen | Vollzeitschulen

Werkreal- (KI. 5-10) Gemeinschafts-

schulen schulen
2018 1312€ 848 € 1312€ 841 € 523 € 1294 €
2019 1312€ 938 € 1312€ 904 € 554 € 1374 €
2020 1312€ 966 € 1312€ 941 € 576 € 1429€
2021 1312€ 966 € 1312€ 998 € 635 € 1579€
2022 1312€ 1027 € 1312€ 1070 € 662 € 1652€
2023 1312€ 1107 € 1312€ 1156 € 769 € 1928 €

SBBZ mit jeweiligem Forderschwerpunkt sowie der dem Forderschwerpunkt
entsprechenden Schulkindergirten
Jahr | Lernen Geistige Sehen | Horen | Sprache | Korperliche | Emotionale/ | Kranke
Entwicklung Entwicklung soziale
Entwicklung

2018 | 2198 € 6824 € 5071€ | 3948€ | 2055€ 6148 € 2813€ 643 €
2019 | 2493 € 7742 € 5752€ | 4478€ | 2330€ 6975€ 3191€ 728 €
2020 | 2576 € 8000 € 5945€ | 4628€ | 2408 € 7208 € 3298 € 752 €
2021 | 2609 € 7464 € 6302€ | 5244€ | 2434€ 6754 € 3654¢€ 1226 €
2022 | 2677€ 6867 € 6850€ | 5973€ | 2539¢€ 6 680 € 4242 € 1751 €
2023 | 2779€ 6415 € 7814€ | 7073€ | 2799 € 7327€ 4775 € 2289€
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7. welche Moglichkeiten Eltern haben, wenn sie iiberpriifen mochten, welche
Lernmittel in die Lernmittelfreiheit fallen und somit als notwendige Lernmittel
anerkannt werden;

Alle von den Schulen verwendeten Lernmittel mit Ausnahme von Gegenstianden
geringen Werts (vgl. hierzu Antwort unter Ziffer 12) sowie Ausstattungsgegen-
stande der Schiilerinnen und Schiiler sowie der Schulen sind nach dem Schul-
gesetz von der Lernmittelfreiheit umfasst. MafB3geblich fiir die entsprechende Ein-
ordnung ist, wie in der Antwort auf Frage 1 bereits dargestellt, § 1 LMVO.

8. inwiefern sie digitale Lernmittel, wie beispielsweise Laptops, als fiir den Unter-
richt notwendige Unterrichtsmaterialien ansieht, insbesondere unter Beach-
tung, dass das Gebot der Landesverfassung, dass Lernmittel unentgeltlich sind,
nicht nur Schulbiicher, sondern alle Lernmittel umfasst;

Die Festlegung, welche Lernmittel in einer Schule pddagogisch notwendig sind,
treffen die Fachkonferenzen, die Gesamtlehrerkonferenz und letztendlich die
Schulkonferenz. Der Schultrdger ist einzubeziehen, da dieser die Kosten tragen
muss und das Budget der Schule zur Verfiigung stellt. Eine pauschale Aussage
auf Landesebene ist nicht moglich, da sowohl schulartspezifische als auch schul-
stufenspezifische Erwidgungen sowie Erwdgungen zum jeweiligen pddagogischen
Konzept einer Schule eine Rolle spielen. Dieses wird im Rahmen der Medien-
entwicklungsplanung erarbeitet und im Hinblick auf die Konsequenzen fiir die
technische Ausstattung der jeweiligen Schule mit dem Schultrdger abgestimmt.

9. inwiefern digitale Lernmittel bereits als notwendige Lernmittel anerkannt
werden und welche Auswirkungen dies auf die Schultriger und deren finan-
zielle Ausgaben hat;

11. wie sie die Schultrdger bei der Finanzierung der Anschaffung und Wartung
digitaler Lernmittel unterstiitzt bzw. ob hier neue Regelungen zur Finanzie-
rung in Planung sind;

Die Fragen 9 und 11 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Digitale Unterrichtsmedien kdnnen Lernmittel sein. Deutlich wird dies beispiels-
weise in der Schulbuchzulassungsverordnung, die digitale Schulbiicher den ana-
logen Schulbiichern gleichstellt. Die finanziellen Auswirkungen miissen je Schul-
triger unter Beriicksichtigung der Lizenzkosten, der Betriebskosten von Geréten
sowie auf der anderen Seite den mdglichen Einsparungen bei der Beschaffung
analoger Lernmittel individuell ermittelt werden.

Bei der padagogischen Entscheidung, welche Lernmittel konkret an einer Schule
notwendig sind, steht dem Schultriger zwar kein formliches Beteiligungsrecht zu.
Die Schule muss bei ihren Entscheidungen aber das vom Schultrager zur Verfii-
gung gestellte Budget beriicksichtigen.

Die Schultrdger wurden und werden aktuell bei der Beschaffung und der Wartung
von digitalen Endgeréten tiber den DigitalPakt Schule und weitere Programme
wie die Zusatzvereinbarung Administration, das Sofortausstattungsprogramm fiir
Schiilerinnen und Schiiler (Bund und Land haben hierfiir jeweils rund 65 Millio-
nen Euro zur Verfiigung stellt) und das Endgerdteprogramm fiir Lehrkrifte unter-
stiitzt. Bis 2024 werden insgesamt fast eine Milliarde Euro zusétzlich in die Be-
schaffung von Infrastruktur, digitalen Endgerdten und den Support geflossen sein.
Fiir die Zeit nach 2024 befinden sich die Lander mit dem Bund in Gespridchen
iiber einen moglichen DigitalPakt 2, der aus Sicht der Lander die Themen Aus-
bau, Konsolidierung und Betrieb der digitalen Infrastruktur umfassen soll.
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10. wie die Lernmittelfreiheit in Bezug auf digitale Endgerdte nach ihrer Kenntnis
in anderen Bundesldndern geregelt wird;

Die Lernmittelfreiheit ist in den Bundeslédndern unterschiedlich weitgehend defi-
niert. Daraus folgt, dass auch die Bereitstellung digitaler Endgerite fiir Schiilerin-
nen und Schiiler in den Léndern unterschiedlich gehandhabt wird.

12. wie sie mit Bezug auf Lernmittel Gegenstdinde geringen Werts definiert;

Als sogenannte ,,Gegensténde geringen Werts* kdnnen im Rahmen der Auslegung
solche Gegenstinde bestimmt werden, deren Beschaffung bzw. Kostenerstattung
einen Verwaltungsaufwand verursacht, der in keinem Verhiltnis zu dem Zweck
der Lernmittelfreiheit steht. Hierzu gehdren zum Beispiel Papier, Hefte, Ordner,
Schreib- und Malgerite sowie Farbkésten, Zeichenmaterial und Verbrauchsma-
terial. Diese Arbeitsmaterialien sind in der Regel selbst zu beschaffen. Gegebe-
nenfalls kann auch eine Absprache dahingehend erfolgen, dass die Materialien
von der Lehrkraft zentral beschafft und von den Schiilerinnen und Schiilern bzw.
deren Eltern anschlieBend bezahlt werden.

Zu beachten ist in diesem Zusammenhang, dass es sich bei der Formulierung ,,Ge-
genstdnde geringen Wertes® um einen unbestimmten Rechtsbegriff handelt, der
von den kommunalen Schultrdgern als Gesetzesadressat im Rahmen der kommu-
nalen Selbstverwaltung in eigener Zustdndigkeit auszulegen ist. Denn die Umset-
zung der Lernmittelfreiheit ist Aufgabe der kommunalen Schultrdger. Es obliegt
also den einzelnen kommunalen Schultrigern, die Begrenzung von Lernmitteln
geringen Wertes festzulegen. Es besteht keine Aufsichts- und Weisungsbefugnis
des Landes.

13. welche Unterstiitzungsmaoglichkeiten finanzieller Art Eltern bzw. Schiilerinnen
und Schiilern zur Verfiigung stehen, die sich Lernmittel, wie beispielsweise
Hefte oder Biicher sowie auch Stifte, aufgrund mangelnder finanzieller Mdg-
lichkeiten nicht leisten kénnen.

Im Rahmen der Bildungs- und Teilhabeleistungen nach § 28 Sozialgesetzbuch (SGB) I
wird der personliche Schulbedarf (z. B. Ausstattung mit Schulranzen, Schreib-,
Rechen- und Zeichenmaterialien) beim Besuch einer allgemeinbildenden oder be-
rufsbildenden Schule beriicksichtigt. Dieser betrdgt im Jahr 2023 maximal 174 Euro
(116 Euro fiir das erste, 58 Euro fiir das zweite Schulhalbjahr). Anspruchsberech-
tigt sind Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene bis zur Vollendung des
25. Lebensjahr, die Biirgergeldleistungen bezichen und keine Ausbildungsvergii-
tung erhalten. Ein Anspruch ist auch mdglich, wenn diese Personengruppe zwar
kein Biirgergeld erhilt, aber den spezifischen Bildungs- und/oder Teilhabebedarf
nicht aus eigenem Einkommen bzw. dem der Eltern decken kann.

Auch im Rahmen des § 34 Absatz 2 SGB XII (Sozialhilfe) gehort personlicher
Schulbedarf (z. B. Ausstattung mit Schulranzen, Schreib-, Rechen- und Zeichen-
materialien) zu den Bildungs- und Teilhabeleistungen, der beim Besuch einer all-
gemeinbildenden oder berufsbildenden Schule beriicksichtigt wird.

Ferner konnen fiir Kinder und Jugendliche mit Asylbewerberleistungs- oder Wohn-
geldbezug auch Anspriiche auf Bildungs- und Teilhabeleistungen bestehen.

Dariiber hinaus gibt es teilweise freiwillige Leistungen der Kommunen. Die Aus-
filhrungen zu mdglichen Unterstiitzungsleistungen sind deshalb an dieser Stelle
nicht abschlieBend.

Schopper

Ministerin fiir Kultus,
Jugend und Sport



	Landtag von Baden-Württemberg
	17. Wahlperiode
	Drucksache 17 /
	24.2.2023
	Geänderte Fassung
	Antrag
	der Fraktion der SPD
	und
	Stellungnahme
	des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport
	Lernmittelfreiheit an den Schulen in Baden-Württemberg


